
ArbVG: 

Zentralbetriebsrat Zusammensetzung 

§ 80. (1) Der Zentralbetriebsrat besteht in Unternehmen bis zu tausend 

Arbeitnehmern aus vier Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder erhöht sich für je weitere 

fünfhundert Arbeitnehmer, in Unternehmen mit mehr als fünftausend Arbeitnehmern für 

je weitere tausend Arbeitnehmer um jeweils ein Mitglied. Bruchteile von fünfhundert und 

tausend werden für voll gerechnet. § 50 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Im Zentralbetriebsrat sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsprechend 

ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein. 

Berufung 

§ 81. (1) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates werden von der Gesamtheit der 

Mitglieder der im Unternehmen errichteten Betriebsräte aus ihrer Mitte nach den 

Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes (§ 51 Abs. 2) geheim gewählt. Jedem 

wahlberechtigten Betriebsratsmitglied kommen so viele Stimmen zu, als der Zahl der bei 

der letzten Betriebsratswahl wahlberechtigten Arbeitnehmer, geteilt durch die Anzahl der 

Gewählten, entspricht. 

(2) Die Wahl hat mittels Stimmzettels, und zwar durch persönliche Stimmabgabe 

oder durch briefliche Stimmabgabe im Postwege zu erfolgen. 

(3) Bei Erstellung der Wahlvorschläge soll auf eine angemessene Vertretung der 

Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer, der Gruppen der Arbeiter und Angestellten 

und der einzelnen Betriebe des Unternehmens im Zentralbetriebsrat Bedacht genommen 

werden. 

(4) Der Wahlvorstand besteht aus mindestens drei Betriebsratsmitgliedern. Jeder im 

Unternehmen bestehende Betriebsrat hat eines seiner Mitglieder in den Wahlvorstand zu 

entsenden. Die Zahl der Mitglieder des Wahlvorstandes kann mit Zustimmung aller im 

Unternehmen bestellten Betriebsräte bis auf drei herabgesetzt werden. Bestehen in den 

Betrieben des Unternehmens nur zwei Betriebsräte, so sind zwei Mitglieder des 

Wahlvorstandes vom Betriebsrat des nach der Zahl der Arbeitnehmer größeren Betriebes 

zu entsenden. Der Wahlvorstand hat nach seiner Bestellung die Wahl unverzüglich 

vorzubereiten und innerhalb von vier Wochen durchzuführen. 

(5) Auf die Berufung des Zentralbetriebsrates sind die Vorschriften der §§ 51 Abs. 3, 

54 Abs. 2, 56 Abs. 1, 57, 59 und 60 sinngemäß anzuwenden. 

Konzernvertretung Errichtung 

§ 88a. (1) In einem Konzern im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 1965 oder des 

§ 115 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter Haftung, in dem in mehr als 

einem Unternehmen Betriebsräte bestehen, kann eine Konzernvertretung zur Vertretung 

der gemeinsamen Interessen der in diesem Konzern beschäftigten Arbeitnehmer errichtet 

werden. Die Konzernvertretung wird mit Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der 

Zentralbetriebsräte errichtet, die zusammen mehr als die Hälfte der im Konzern 

beschäftigten Arbeitnehmer repräsentieren. Bei der Ermittlung der Zahl der im Konzern 

beschäftigten Arbeitnehmer sind jeweils die Zahlen der bei den letzten 

Zentralbetriebsratswahlen im Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer (§ 80) zugrunde 

zu legen. 

(2) Die Versammlung der Zentralbetriebsratsvorsitzenden im Konzern hat durch 

Beschluß festzustellen, daß die gemäß Abs. 1 erforderliche Zustimmung zur Errichtung 

der Konzernvertretung erteilt wurde. 



(3) Die Versammlung der Zentralbetriebsratsvorsitzenden wird von einem 

Zentralbetriebsratsvorsitzenden einberufen. Diesem obliegt die Leitung der 

Versammlung. 

(4) Sodann hat sie nach Maßgabe des Abs. 6 die Zahl der jeweiligen Delegierten und 

Ersatzdelegierten durch Beschluß festzustellen. Die Zentralbetriebsratsvorsitzenden 

haben bis zu einem vom Einberufer festgesetzten Termin die Delegierten 

(Ersatzdelegierten) bekanntzugeben. 

(5) Die in Abs. 2 bis 4 vorgesehene Errichtung und Beschickung der 

Konzernvertretung kann auch in einem schriftlichen Verfahren durchgeführt werden. 

(6) Die Konzernvertretung besteht aus je zwei Delegierten und der erforderlichen 

Zahl von Ersatzdelegierten jedes im Konzern errichteten Zentralbetriebsrates, sofern er 

nicht mehr als 500 Arbeitnehmer vertritt. Die Zahl der Delegierten erhöht sich für je 

weitere 500 von einem Zentralbetriebsrat vertretene Arbeitnehmer um jeweils einen 

Delegierten. Bruchteile von 500 werden für voll gerechnet. Für die Berechnung der Zahl 

der Arbeitnehmer ist Abs. 1 letzter Satz sinngemäß anzuwenden. Die 

Entsendungsberechtigung liegt innerhalb des Zentralbetriebsrates bei der jeweils nach 

dem d'Hondtschen System an die Reihe kommenden wahlwerbenden Gruppe. Auf eine 

angemessene Vertretung der Gruppen der Arbeiter und der Angestellten, der einzelnen 

Betriebe sowie der Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer soll Bedacht genommen 

werden. 

(7) Kommen während der Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung neue Unternehmen 

in den Konzern, so sind die dort errichteten Zentralbetriebsräte berechtigt, die 

entsprechende Zahl von Delegierten in die Konzernvertretung zu entsenden. Scheiden 

während der Tätigkeitsdauer Unternehmen aus dem Konzern aus, so endet die 

Mitgliedschaft der aus diesen Unternehmen entsendeten Delegierten. Dies gilt auch, 

wenn sich nachträglich herausstellt, daß bei der Errichtung Unternehmen, die nicht zum 

Konzern gehören, berücksichtigt worden sind oder Unternehmen, die zum Konzern 

gehören, nicht berücksichtigt worden sind. 

(8) Ist in einem Konzernunternehmen ein Zentralbetriebsrat nicht zu errichten, so 

nimmt der Betriebsausschuß oder dessen Vorsitzender die Aufgaben nach Abs. 1 bis 7 

wahr; besteht kein Betriebsausschuß, so nimmt der Betriebsrat oder dessen Vorsitzender 

die Aufgaben nach Abs. 1 bis 7 wahr. 

(9) Für die Auflösung der Konzernvertretung gelten die Abs. 1 bis 3 und 5 

sinngemäß. 

(10) Bestehen in einem Konzern im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 1965 oder 

des § 115 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter Haftung Teilkonzerne, so 

nehmen aus den Teilkonzernen die in diesen errichteten Konzernvertretungen an der 

Errichtung der Konzernvertretung unter sinngemäßer Anwendung der Abs. 1 bis 7 und 9 

teil. 

Konstituierung, Geschäftsführung, Tätigkeitsdauer 

§ 88b. (1) Der Einberufer der Versammlung der Zentralbetriebsratsvorsitzenden hat 

die gemäß § 88a Abs. 4 bekanntgegebenen Delegierten zur konstituierenden Sitzung der 

Konzernvertretung einzuladen und diese bis zur Wahl des Vorsitzenden der 

Konzernvertretung zu leiten. 



(2) Die Delegierten haben aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter zu wählen. Die Wahl 

ist gültig, wenn zumindest die Hälfte der Delegierten (§ 88a Abs. 6) anwesend ist. 

(3) Der Vorsitzende vertritt die Konzernvertretung nach außen. Er hat mindestens 

einmal im Jahr die Konzernvertretung zu einer Sitzung einzuberufen; darüber hinaus 

auch, wenn dies von mindestens einem Viertel der Delegierten verlangt wird. 

(4) Die Konzernvertretung kann mit Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Delegierten eine 

Geschäftsordnung beschließen. Die Geschäftsordnung kann insbesondere regeln: 

1. 

die Errichtung, Zusammensetzung und Geschäftsführung eines Leitungsausschusses 

und allenfalls – bei entsprechender Größe der Konzernvertretung oder des 

Leitungsausschusses – eines Präsidiums; 

2. 

die Bezeichnung der Angelegenheiten, in denen dem Präsidium oder dem 

Leitungsausschuß das Recht auf selbständige Beschlußfassung, allenfalls nach 

Rahmenvorgaben der Konzernvertretung, zukommt; 

3. 
die Festlegung von Art und Umfang der Vertretungsmacht der Vorsitzenden 

(Stellvertreter) des Präsidiums oder Leitungsausschusses; 

4. 

die Beiziehung anderer Betriebsratsmitglieder, die nicht Mitglieder der 

Konzernvertretung sind, mit beratender Stimme in Angelegenheiten, die die 

Arbeitnehmer des betreffenden Betriebes berühren. 

(5) Die Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung beträgt fünf Jahre. 

………………………………………………………………………………………… 

 (6) Die Mitgliedschaft zur Konzernvertretung beginnt mit der Bekanntgabe des 

Delegierungsbeschlusses (Abs. 7 und § 88a Abs. 6); sie erlischt, wenn 

1. die Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung endet, 

2. die Mitgliedschaft zum Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) erlischt, 

3. das Mitglied zurücktritt oder abberufen wird. 

(7) Spätestens drei Monate vor Ablauf der Tätigkeitsdauer hat eine vom Vorsitzenden 

einzuberufende Versammlung der Zentralbetriebsratsvorsitzenden die Zahl der jeweiligen 

Delegierten und Ersatzdelegierten (§ 88a Abs. 6) für die nächste Tätigkeitsdauer mit 

Beschluß zu bestimmen. § 88a Abs. 5 gilt sinngemäß. Der Vorsitzende hat die binnen 

festzusetzender Frist bekanntzugebenden Delegierten zur konstituierenden Sitzung der 

Konzernvertretung einzuberufen und diese bis zur Neuwahl des Vorsitzenden zu leiten. 

(8) Die Errichtung der Konzernvertretung, die Konstituierung, die Zusammensetzung 

und allfällige Änderungen der Zusammensetzung, die Geschäftsordnung sowie allfällige 

Änderungen der Tätigkeitsdauer sind jedem im Konzern bestehenden Unternehmen 

schriftlich zur Kenntnis zu bringen. 

(9) Im übrigen gelten für die Konzernvertretung die §§ 62a, 65 Abs. 1, 68 und 72 

sinngemäß. 

 

 

 

 

 

 



Betriebsrats-Wahlordnung 

Zentralbetriebsrat 

Errichtung von Zentralbetriebsräten 

§ 37. Umfaßt ein Unternehmen mindestens zwei Betriebe im Sinne des § 1 Abs. 1, 

die eine wirtschaftliche Einheit bilden und vom Unternehmen zentral verwaltet werden 

(§ 40 Abs. 4 ArbVG, so ist ein Zentralbetriebsrat zu wählen. 

Zahl der Mitglieder des Zentralbetriebsrates 

§ 38. (1) In den Zentralbetriebsrat sind zu wählen in Unternehmen 

  

bis zu 1000 Arbeitnehmern 4 Mitglieder; 

mit 1001 bis 1500 Arbeitnehmern 5 Mitglieder; 

mit 1501 bis 2000 Arbeitnehmern 6 Mitglieder; 

mit 2001 bis 2500 Arbeitnehmern 7 Mitglieder; 

mit 2501 bis 3000 Arbeitnehmern 8 Mitglieder; 

mit 3001 bis 3500 Arbeitnehmern 9 Mitglieder, 

mit 3501 bis 4000 Arbeitnehmern 10 Mitglieder; 

mit 4001 bis 4500 Arbeitnehmern 11 Mitglieder; 

mit 4501 bis 5000 Arbeitnehmern 12 Mitglieder; 

mit 5001 bis 6000 Arbeitnehmern 13 Mitglieder; 

mit 6001 bis 7000 Arbeitnehmern 14 Mitglieder; 

  

für je weitere 1000 Arbeitnehmer um ein Mitglied mehr. Bruchteile von 1000 werden für 

voll gerechnet. 

(2) Die Zahl der Mitglieder des Zentralbetriebsrates bestimmt sich nach der Zahl der 

am Tag der Wahlkundmachung (§ 45) im Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer. Im 

übrigen ist § 3 sinngemäß anzuwenden. 

Wahlgrundsätze 

§ 39. (1) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates sind von der Gesamtheit der 

Mitglieder der im Unternehmen errichteten Betriebsräte aus ihrer Mitte geheim und, 

sofern in Abs. 4 nicht anderes bestimmt wird, nach den Grundsätzen des 

Verhältniswahlrechtes zu wählen. 

(2) Jedem Betriebsratsmitglied kommen so viele Stimmen zu, als der Zahl der bei der 

letzten Betriebsratswahl in dem betreffenden Betrieb (Arbeitnehmergruppe) 

wahlberechtigten Arbeitnehmer, geteilt durch die Zahl der Gewählten, entspricht. 

(3) Die Wahl hat mittels Stimmzettels, und zwar durch persönliche Stimmabgabe 

oder durch briefliche Stimmabgabe im Postwege zu erfolgen. 

(4) Wird nur ein Wahlvorschlag eingebracht, so sind die Mitglieder des 

Zentralbetriebsrates mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wählen. 

Aktives und passives Wahlrecht 

§ 40. Wahlberechtigt und wählbar sind alle am Tag der Wahl (§ 45) in Funktion 

stehenden Mitglieder der im Unternehmen bestellten Betriebsräte. 

Wahlvorstand 

§ 41. (1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl des Zentralbetriebsrates ist 

ein Wahlvorstand zu bestellen. 

(2) Der Wahlvorstand besteht aus mindestens drei Betriebsratsmitgliedern. Sofern im 

folgenden nicht anderes bestimmt wird, hat jeder im Unternehmen bestehende 

Betriebsrat eines seiner Mitglieder in den Wahlvorstand zu entsenden. Die Entsendung ist 



dem Vorsitzenden des nach der Zahl der Mitglieder stärksten Betriebsrates, bei gleicher 

Mitgliederzahl dem Vorsitzenden des Betriebsrates, der die meisten Arbeitnehmer 

repräsentiert, anzuzeigen; dieser Betriebsratsvorsitzende hat auch den Wahlvorstand zur 

konstituierenden Sitzung einzuberufen. 

(3) Bestehen in den Betrieben des Unternehmens insgesamt nur zwei in 

verschiedenen Betrieben bestellte Betriebsräte, so sind zwei Mitglieder des 

Wahlvorstandes vom Betriebsrat des nach der Zahl der Arbeitnehmer größeren Betriebes 

zu entsenden. Weisen beide Betriebe die gleiche Zahl von Arbeitnehmern auf, so 

entscheidet das Los. 

(4) Bestehen im Unternehmen mehr als drei Betriebsräte, so kann die Zahl der 

Mitglieder des Wahlvorstandes mit Zustimmung aller im Unternehmen bestellten 

Betriebsräte bis auf drei herabgesetzt werden. 

§ 42. (1) In Unternehmen, in denen ein Zentralbetriebsrat besteht, soll der 

Wahlvorstand nicht früher als zwölf Wochen vor Ablauf der Tätigkeitsdauer des 

Zentralbetriebsrates bestellt werden. Die Bestellung des Wahlvorstandes hat aber so 

rechtzeitig zu erfolgen, daß der neugewählte Zentralbetriebsrat bei Unterbleiben einer 

Wahlanfechtung spätestens unmittelbar nach Ablauf der Tätigkeitsdauer des abtretenden 

Zentralbetriebsrates seine Konstituierung vornehmen kann. Wird die Nichtigkeit der 

Zentralbetriebsratswahl festgestellt oder die Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates 

vorzeitig beendet, so ist der Wahlvorstand unverzüglich zu bestellen. 

(2) In Unternehmen, in denen noch kein Zentralbetriebsrat besteht, ist der 

Wahlvorstand binnen einer Woche nach dem Zeitpunkt, in dem alle im Unternehmen 

errichteten Betriebsräte konstituiert sind, zu bestellen. 

§ 43. Der Wahlvorstand hat aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit der Stimmen 

einen Vorsitzenden zu wählen. Bleibt die Wahl ergebnislos, so hat das an Lebensjahren 

älteste Mitglied des Wahlvorstandes den Vorsitz zu führen. Der Wahlvorstand faßt seine 

Beschlüsse mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gilt die Meinung als 

angenommen, für die der Vorsitzende gestimmt hat. Zur Beschlußfassung ist die 

Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. § 13 ist sinngemäß 

anzuwenden. 

Vorbereitung der Wahl 

§ 44. (1) Der Vorsitzende jedes im Unternehmen bestellten Betriebsrates hat dem 

Wahlvorstand eine Liste der Mitglieder des Betriebsrates zu übermitteln sowie die Zahl 

der bei der letzten Betriebsratswahl wahlberechtigten Arbeitnehmer bekanntzugeben. 

(2) Die dem Wahlvorstand gemäß Abs. 1 übermittelten Listen gelten als Wählerliste. 

§ 45. Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich nach seiner Bestellung (§ 42) 

vorzubereiten und innerhalb von vier Wochen durchzuführen. Der Wahltag sowie der 

Wahlort sind den Vorsitzenden aller im Unternehmen errichteten Betriebsräte schriftlich 

mitzuteilen, die Wahltag und Wahlort den Mitgliedern des Betriebsrates bekanntzugeben 

haben. 

Wahlvorschläge 

§ 46. (1) Gruppen von Betriebsratsmitgliedern, die Wahlwerber aufzustellen 

beabsichtigen, haben ihre Wahlvorschläge spätestens eine Woche vor dem Wahltag 

schriftlich dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu überreichen, der den Empfang unter 

Angabe der Zeit der Empfangnahme zu bestätigen hat. 



(2) Die Wahlvorschläge müssen von mindestens drei wahlberechtigten 

Betriebsratsmitgliedern unterschrieben sein, die nicht dem gleichen Betriebsrat 

angehören müssen. Betriebsratsmitglieder mehrerer oder aller Betriebe des 

Unternehmens können einen gemeinsamen Wahlvorschlag überreichen. Der 

Erstunterzeichnete des Wahlvorschlages gilt als dessen Vertreter. 

(3) Der Wahlvorschlag soll doppelt soviele Wahlwerber enthalten, als Mitglieder in 

den Zentralbetriebsrat zu wählen sind. 

(4) Bei Erstellung der Wahlvorschläge soll auf eine angemessene Vertretung der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der Gruppen der Arbeiter und Angestellten und 

der einzelnen Betriebe des Unternehmens im Zentralbetriebsrat Bedacht genommen 

werden. 

(5) Der Wahlvorschlag kann durch Aufschrift als Vorschlag einer bestimmten 

Organisation oder wahlwerbenden Gruppe bezeichnet werden. 

(6) Auf die Zulassung der Wahlvorschläge findet § 21 Abs. 1 bis 4 sinngemäß 

Anwendung. Der Wahlvorstand hat die zugelassenen Wahlvorschläge unverzüglich den 

Vorsitzenden aller im Unternehmen errichteten Betriebsräte schriftlich zur Kenntnis zu 

bringen. Die Betriebsratsvorsitzenden haben diese Mitteilung des Wahlvorstandes zur 

Einsicht für alle Mitglieder des Betriebsrates aufzulegen. 

Stimmgewichtung 

§ 47. (1) Zur Ermittlung der den einzelnen Wahlberechtigten zustehenden 

Stimmenzahl hat der Wahlvorstand die Zahl der bei der letzten Betriebsratswahl 

wahlberechtigten Arbeitnehmer jedes Betriebes (Arbeitnehmergruppe) durch die Zahl der 

von diesen gewählten Betriebsratsmitglieder zu teilen. Jedes Betriebsratsmitglied hat so 

viele Stimmen wie die Zahl der gewählten Betriebsratsmitglieder in der Zahl der 

wahlberechtigten Arbeitnehmer enthalten ist. Bruchteile von Stimmen sind nicht zu 

berücksichtigen. 

(2) Die Abgabe der jedem Betriebsratsmitglied zustehenden Stimmen hat in 

gleichgewichtigen Stimmzetteln und, soweit sich Reststimmen ergeben, in Einzelstimmen 

zu erfolgen. Das Stimmgewicht eines gleichgewichtigen Stimmzettels ist die um eine 

ganze Stimme verminderte kleinste Stimmenzahl, die ein wahlberechtigtes 

Betriebsratsmitglied aufweist. Die anderen wahlberechtigten Betriebsratsmitglieder 

können so viele gleichgewichtige Stimmzettel abgeben, wie dieses Stimmgewicht in ihrer 

Stimmenzahl enthalten ist. Die verbleibenden ganzen Reststimmen können nur als 

Einzelstimmen abgegeben werden. 

(3) Die gemäß Abs. 2 ermittelten Zahlen sind vom Wahlvorstand auf den von den 

(Vorsitzenden) der Betriebsräte übermittelten Listen (§ 44) zu vermerken. 

Durchführung der Wahl 

§ 48. (1) Für die Stimmabgabe gilt § 24 mit der Maßgabe, daß der Wahlvorstand 

dem Wahlberechtigten die seiner Stimmenzahl entsprechende Anzahl von Wahlkuverts 

und leeren Stimmzetteln ausfolgt. Jeder Stimmzettel ist in einem eigenen Wahlkuvert 

abzugeben, wobei sich die Wahlkuverts für gleichgewichtige Stimmzettel von den 

Wahlkuverts zur Abgabe der Einzelstimmen durch Größe oder Farbe zu unterscheiden 

haben. Enthält ein Wahlkuvert mehrere auf denselben Wahlvorschlag lautende 

Stimmzettel, so kommt ihnen nur die Stimmenzahl eines Stimmzettels zu. 



(2) Die Stimmabgabe kann auch im Postwege erfolgen. Auf die briefliche 

Stimmabgabe sind die §§ 22 Abs. 1, 3 erster Halbsatz, 4 bis 6 und 25, jedoch ohne 

Beschränkung auf bestimmte Verhinderungsgründe, sinngemäß anzuwenden. 

(3) Auf die Ermittlung des Wahlergebnisses sind die §§ 26 bis 28 mit der Maßgabe, 

daß der Wahlvorstand die Wahlkuverts für gleichgewichtige Stimmen von denen für 

Einzelstimmen zu trennen hat und die Wahlkuverts für Einzelstimmen erst nach Abschluß 

der Ermittlung der gleichgewichtigen Stimmen zu eröffnen hat, sinngemäß anzuwenden. 

Nach Öffnung jedes Wahlkuverts ist die dem Wahlkuvert entsprechende Stimmenzahl auf 

den in diesem befindlichen Stimmzettel zu übertragen. 

(4) Im übrigen sind auf die Wahl des Zentralbetriebsrates die §§ 18, 23, 30 bis 35 

sinngemäß anzuwenden. 

 

Konzernvertretung Errichtung 

§ 48a. (1) In einem Konzern im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 1965 oder des 

§ 115 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter Haftung, in dem in mehr als 

einem Unternehmen Betriebsräte bestehen, kann eine Konzernvertretung errichtet 

werden. 

(2) Die Errichtung der Konzernvertretung bedarf der Zustimmung von mindestens 

zwei Dritteln der Zentralbetriebsräte, die zusammen mehr als die Hälfte der im Konzern 

beschäftigten Arbeitnehmer repräsentieren. 

(3) Ist in einem Unternehmen des Konzerns ein Zentralbetriebsrat nicht zu errichten, 

so nimmt der Betriebsausschuß an der Errichtung teil; besteht kein Betriebsausschuß, so 

nimmt der Betriebsrat an der Errichtung teil. 

(4) Für die Ermittlung der Zahl der im Konzern beschäftigten Arbeitnehmer sind die 

Zahlen der bei den jeweils letzten Zentralbetriebsratswahlen im Unternehmen 

beschäftigten Arbeitnehmer heranzuziehen (§ 38 Abs. 2). Im Falle des Abs. 3 sind die 

Zahlen der bei den jeweils letzten Betriebsratswahlen am Tag der Betriebsversammlung 

zur Wahl des Wahlvorstandes im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer (§ 3 Abs. 1) 

heranzuziehen. Ist in einem Unternehmen trotz Vorliegens der gesetzlichen 

Voraussetzungen ein Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuß, Betriebsrat) nicht errichtet, 

so ist die Zahl der in diesem Unternehmen am zeitlich letzten der im ersten und zweiten 

Satz angeführten Stichtage beschäftigten Arbeitnehmer heranzuziehen. Eine 

nachträgliche Änderung der Zahl der Arbeitnehmer bis zur Konstituierung und während 

der Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung ist unbeachtlich. 

(5) Über Vorschlag eines Vorsitzenden eines Zentralbetriebsrates oder eines gemäß 

Abs. 3 zuständigen Betriebsausschusses oder Betriebsrates (im folgenden: Einberufer) 

haben die Zentralbetriebsräte (Betriebsausschüsse, Betriebsräte) über die Errichtung der 

Konzernvertretung zu beschließen. Bei mehreren gleichzeitigen Vorschlägen gilt der mit 

dem früheren Poststempel. Der Vorschlag kann eine Frist festsetzen, innerhalb der die 

Beschlußfassung erfolgen soll. Für die Beschlussfassung gilt § 31 Abs. 1 in Verbindung 

mit § 14 Abs. 7, 7a und 8 der Betriebsrats-Geschäftsordnung 1974, BGBl. Nr. 355, in der 

jeweils geltenden Fassung. Die Beschlüsse sind dem Einberufer mitzuteilen. Gleichzeitig 

ist die Zahl der vom jeweiligen Organ vertretenen Arbeitnehmer (Abs. 4) 

bekanntzugeben. 

(6) Der Einberufer hat die Versammlung der Vorsitzenden der Zentralbetriebsräte 

(Betriebsausschüsse, Betriebsräte) im Konzern einzuberufen. Ihm obliegt die Leitung der 



Versammlung sowie die Sammlung der Beschlüsse nach Abs. 5 und die Ermittlung der 

sonstigen für die Beschlußfassung nach Abs. 7 relevanten Umstände. 

(7) Die Versammlung der Vorsitzenden hat durch Beschluß festzustellen, daß die 

gemäß Abs. 2 erforderlichen Zustimmungsbeschlüsse vorliegen und die 

Konzernvertretung errichtet ist. Die für den Beschluß notwendigen Feststellungen der 

Zahlen der 

1. Arbeitnehmer im Konzern, 

2. 
Zentralbetriebsräte und nach Abs. 3 teilnahmeberechtigten Betriebsausschüsse oder 

Betriebsräte, 

3. 
Zentralbetriebsräte (Betriebsausschüsse, Betriebsräte), die der Errichtung einer 

Konzernvertretung durch Beschluß zugestimmt haben und 

4. 

von diesen jeweils vertretenen Arbeitnehmer sind vom Einberufer vorzubereiten. Die 

Leitungen der Konzernunternehmen sind verpflichtet, die notwendigen Auskünfte zu 

geben. 

(8) Nach der Errichtung der Konzernvertretung hat die Versammlung der 

Vorsitzenden die Zahl der jeweiligen Delegierten und Ersatzdelegierten (§ 48b) durch 

Beschluß festzustellen. Der Einberufer hat einen Termin festzusetzen, bis zu dem ihm die 

Vorsitzenden der Zentralbetriebsräte (Betriebsausschüsse, Betriebsräte) die Delegierten 

(Ersatzdelegierten) unter Angabe des Familien- bzw. Nach- und Vornamens, des 

Geburtsdatums und des Zentralbetriebsrates (Betriebsausschusses, Betriebsrates), dem 

sie angehören, schriftlich bekanntzugeben haben. 

(9) Spätestens drei Monate vor Ablauf der Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung hat 

deren Vorsitzender die Versammlung der Vorsitzenden der Zentralbetriebsräte 

(Betriebsausschüsse, Betriebsräte) zur Beschlußfassung über die Zahl der Delegierten 

und Ersatzdelegierten (§ 48b) für die nächste Funktionsperiode einzuberufen. Im übrigen 

gilt Abs. 8. 

(10) Abs. 9 gilt auch im Fall der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeitsdauer der 

Konzernvertretung gemäß § 88b Abs. 5 Z 4 und 5 ArbVG mit der Maßgabe, daß die 

Einberufung der Versammlung unverzüglich zu erfolgen hat und auch von einem 

Vorsitzenden eines Zentralbetriebsrates (Betriebsausschusses, Betriebsrates) 

vorgenommen werden kann, wenn der Vorsitzende der Konzernvertretung seiner 

Verpflichtung nicht nachkommt. 

Zusammensetzung 

§ 48b. (1) Jeder im Konzern errichtete Zentralbetriebsrat oder nach § 48a Abs. 3 

teilnahmeberechtigte Betriebsausschuß oder Betriebsrat oder jede Teilkonzernvertretung 

nach § 48d hat in die Konzernvertretung zu entsenden: 

für bis zu 500 vertretene Arbeitnehmer 2 Delegierte, 

für bis zu 1 000 vertretene Arbeitnehmer 3 Delegierte, 

für bis zu 1 500 vertretene Arbeitnehmer 4 Delegierte, 

für bis zu 2 000 vertretene Arbeitnehmer 5 Delegierte, 

sowie für je weitere 500 vertretene Arbeitnehmer je einen weiteren Delegierten. 

Bruchteile von 500 werden für voll gerechnet. 

(2) Für die Ermittlung der Zahl der vertretenen Arbeitnehmer gilt § 48a Abs. 4. 

(3) Für jeden Delegierten ist ein Ersatzdelegierter zu bestellen. Ist aus Gründen der 

Koordination oder Arbeitsaufteilung innerhalb des entsendenden Organs die Bestellung 



mehrerer Ersatzdelegierter zweckmäßig, so ist dies nur unter gleichzeitiger Festlegung 

einer Reihenfolge der Vertretung zulässig. 

(4) Der Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuß, Betriebsrat) hat über die aus seiner 

Mitte zu entsendenden Delegierten (Ersatzdelegierten) zu beschließen, wobei er an die 

Nominierungsvorschläge der nach dem d'Hondtschen System jeweils 

vorschlagsberechtigten wahlwerbenden Gruppen gebunden ist. §§ 2 bis 8 der Verordnung 

über die Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat, BGBl. 

Nr. 343/1974, in der jeweils geltenden Fassung, sind für die Durchführung der 

Nominierung und Entsendung sinngemäß anzuwenden. 

(5) Bei der Nominierung und Entsendung der Delegierten (Ersatzdelegierten) soll auf 

eine angemessene Vertretung der Arbeiter und Angestellten sowie der 

Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer und – bei Entsendung durch den 

Zentralbetriebsrat – der einzelnen Betriebe des Unternehmens Bedacht genommen 

werden. 

(6) Für die Abberufung gilt Abs. 4 sinngemäß. Wird ein Delegierter während der 

Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung abberufen oder scheidet er aus anderen Gründen 

aus der Konzernvertretung aus und rückt kein Ersatzdelegierter nach, so hat der 

jeweilige Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuß, Betriebsrat) unverzüglich über die 

Entsendung eines neuen Delegierten zu beschließen. 

(7) Wird während der Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung der Konzern um ein 

Unternehmen erweitert, so ist der dort errichtete Zentralbetriebsrat oder im Falle des 

§ 48a Abs. 3 der Betriebsausschuß oder Betriebsrat berechtigt, nach Maßgabe der Abs. 1 

bis 5 Delegierte (Ersatzdelegierte) in die Konzernvertretung zu entsenden. Dies gilt auch, 

wenn sich während der Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung herausstellt, daß bei 

Errichtung der Konzernvertretung ein zum Konzern gehörendes Unternehmen nicht 

berücksichtigt worden ist oder der in einem zum Konzern gehörenden Unternehmen 

errichtete Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuß, Betriebsrat) an der Errichtung gemäß 

§ 48a nicht teilgenommen hat. 

Errichtung und Entsendung der Delegierten im schriftlichen Verfahren 

§ 48c. (1) Die Beschlußfassung über die Errichtung der Konzernvertretung und über 

die Zahl der Delegierten (Ersatzdelegierten) sowie die Festsetzung des Termins für die 

Bekanntgabe der Delegierten (Ersatzdelegierten) kann auch in einem schriftlichen 

Verfahren erfolgen. Dieses ist von einem Vorsitzenden eines Zentralbetriebsrates 

(Betriebsausschusses, Betriebsrates; im folgenden: Einberufer) einzuleiten und 

durchzuführen. 

(2) Die Vorsitzenden der Zentralbetriebsräte (Betriebsausschüsse, Betriebsräte) 

haben dem Einberufer die Beschlüsse über die Errichtung der Konzernvertretung sowie 

die Zahl der von ihnen jeweils vertretenen Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen. Der 

Einberufer hat nach Ermittlung der Zahlen nach § 48a Abs. 7 Z 1 bis 4 festzustellen, ob 

die erforderliche Zustimmung zur Errichtung der Konzernvertretung vorliegt. Diese 

Feststellung ist auf Grund von nachprüfbaren, schriftlich niedergelegten Ermittlungen zu 

treffen. 

(3) Sodann hat der Einberufer schriftlich und nachprüfbar die Zahl der Delegierten 

und Ersatzdelegierten festzustellen und einen Termin für deren Bekanntgabe 

festzusetzen (§ 48a Abs. 8). Diese Feststellung ist zusammen mit der nach Abs. 2 jedem 

im Konzern errichteten Zentralbetriebsrat, im Falle des § 48a Abs. 3 dem 

Betriebsausschuß oder Betriebsrat, schriftlich mitzuteilen. 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_343_0/1974_343_0.pdf
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(4) Die Beschlüsse gemäß § 48a Abs. 7 und 8 gelten dann als zustandegekommen, 

wenn nicht binnen 14 Tagen ab Zugang der Mitteilung des Einberufers von einem 

Zentralbetriebsrat (Betriebsausschusses, Betriebsrat) begründete Einwendungen dagegen 

erhoben werden. Werden solche Einwendungen erhoben, so hat der Einberufer diese und 

seine allenfalls korrigierten Feststellungen nach Abs. 2 und 3 jedem Zentralbetriebsrat 

(Betriebsausschuß, Betriebsrat) schriftlich mitzuteilen. Für diese korrigierten 

Feststellungen gelten wiederum der erste und zweite Satz. Der Einberufer kann 

erforderlichenfalls das schriftliche Verfahren abbrechen und das Verfahren nach § 48a 

einleiten. Der Einberufer hat die Zentralbetriebsräte (Betriebsausschüsse, Betriebsräte) 

über das endgültige Zustandekommen der Beschlüsse zu informieren. Nach diesem 

Zeitpunkt sind die Delegierten (Ersatzdelegierten) gemäß § 48a Abs. 8 bekanntzugeben. 

(5) Abs. 3 und 4 gelten auch für die Neubeschickung der Konzernvertretung (§ 48a 

Abs. 9). 

Teilkonzerne 

§ 48d. Bestehen in einem Konzern im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 1965 oder 

des § 115 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter Haftung Teilkonzerne und 

sind in diesen Konzernvertretungen errichtet, so nehmen an der Errichtung der 

Konzernvertretung auf Ebene des Oberkonzerns die in den Teilkonzernen errichteten 

Konzernvertretungen und deren Vorsitzende nach Maßgabe der §§ 48a bis 48c teil. 

Anfechtung der Errichtung 

§ 48e. (1) Die Errichtung der Konzernvertretung sowie der Beschluß über die Zahl 

der Delegierten und Ersatzdelegierten (§ 48a Abs. 8) kann binnen eines Monats nach der 

Konstituierung der Konzernvertretung (§ 31a Betriebsrats-Geschäftsordnung 1974, BGBl. 

Nr. 355, in der jeweils geltenden Fassung) durch Klage bei Gericht angefochten werden. 

(2) Anfechtungsberechtigt sind 

1. 
jeder im Konzern errichtete Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuß, Betriebsrat, 

Konzernvertretung eines Teilkonzerns), 

2. 
hinsichtlich des Beschlusses nach § 48a Abs. 8 auch jede in einem Organ nach Z 1 

vertretene wahlwerbende Gruppe, 

3. jedes von der Errichtung betroffene Konzernunternehmen. 

(3) Ein Anfechtungsgrund im Sinne des Abs. 1 ist insbesondere gegeben, wenn 

1. 
im Zeitpunkt der Errichtung der Konzernvertretung kein Konzern nach § 48a Abs. 1 

vorgelegen ist oder 

2. 

die Errichtung nicht oder nur auf Grund unrichtiger Ermittlung der Zahl der im 

Konzern beschäftigten Arbeitnehmer die nach § 48a Abs. 2 erforderliche Zustimmung 

erreicht hat oder 

3. 
die Zahl der jeweiligen Delegierten und Ersatzdelegierten unrichtig beschlossen 

worden ist. 

Auflösung 

§ 48f. Für die Auflösung der Konzernvertretung gelten die § 48a sowie §§ 48c und 

48d sinngemäß. 

 


